
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Firmenwagen: Kleinere Mängel bei 
Fahrtenbuchführung sind unschädlich

Wer seinen Firmen- oder Geschäftswagen 
auch privat nutzt bzw. nutzen darf, muss ei-
nen Privatanteil versteuern. Dieser wird per 
Ein-Prozent-Regelung ermittelt, es sei denn, 
es wird ein Fahrtenbuch geführt. Dieses 
muss allerdings ordnungsgemäß sein. Klei-
nere Mängel sollen zwar nicht zur Verwer-
fung des Fahrtenbuchs und zur Anwendung 
der Ein-Prozent-Regelung führen, doch die 
Praxis ist oft eine andere. Die Finanzämter 
sind streng und verzeihen Fehler eher sel-
ten. Immerhin hat das Niedersächsische 
Finanzgericht jüngst entschieden, dass die 
Anforderungen an die Fahrtenbuchführung 
nicht überspannt werden dürfen (Urteil vom 
16.6.2021, 9 K 276/19). So führt es unter an-
derem aus:

• Kleinere Mängel und Ungenauigkeiten füh-
ren nicht zur Verwerfung des Fahrtenbuchs, 
wenn die Angaben insgesamt plausibel sind. 
Solche geringen Mängel waren im Streit-
fall die Verwendung von Abkürzungen für 
Kunden und Ortsangaben, fehlende Orts-

angaben bei Übernachtungen im Hotel, Dif-
ferenzen aus dem Vergleich zwischen den 
Kilometerangaben im Fahrtenbuch und laut 
Routenplaner, keine Aufzeichnung von Tank-
stopps.

• Maßgeblich ist, ob trotz der Mängel noch 
eine hinreichende Gewähr für die Vollstän-
digkeit und Richtigkeit der Angaben gege-
ben und der Nachweis des zu versteuernden 
Privatanteils an der Gesamtfahrleistung des 
Dienstwagens möglich ist.

• Dem Finanzamt ist zuzumuten, fehlende 
Angaben zu Hotelübernachtungen aus vor-
liegenden Reisekostenunterlagen zu ermit-
teln, sofern es sich nur um vereinzelte Fälle 
handelt.

• In der Regel müssen die Angaben zu den 
Kilometerständen sofort, das heißt am Ende 
jeder Fahrt gemacht werden. Nur Präzisie-
rungen des beruflichen Zwecks dürfen ge-
gebenenfalls noch innerhalb einer Woche 
nachgeholt werden. Die Indizwirkung, die 
von fehlenden Gebrauchsspuren und einem 
gleichmäßigen Schriftbild eines Fahrtenbu-
ches in Bezug auf eine unzulässige Nacher-
stellung ausgeht, kann vom Steuerpflichti-
gen entkräftet werden. 

Praxistipp:
Das Urteil des Niedersächsischen 
FG ist erfreulich. Es soll aber nicht 
verschwiegen werden, dass andere 
Finanzgerichte zuweilen weniger 
milde entscheiden. Das FG Köln zum 
Beispiel sieht eine fehlende Hotelan-
schrift durchaus als gewichtigen Man-
gel (Urteil vom 15.9.2016, 10 K 2497/15). 
Von daher sollten Fahrtenbücher 
nach Möglichkeit sehr zeitnah und 
detailliert geführt werden.

Umsatzsteuer: Aktuelles zur 
Abrechnung mittels Gutschrift

Wer Rechnungen mit gesondertem Ausweis 
von Umsatzsteuer ausstellt, muss die Steu-
er an das Finanzamt abführen. So lautet ein 
eiserner Grundsatz. Selbst wenn die Um-
satzsteuer irrtümlich ausgewiesen wurde, 
schuldet der Unternehmer diese. Doch gilt 
dies auch bei einer Abrechnung per Gut-
schrift? Die Antwort: Es kommt darauf an. 
Der Bundesfinanzhof hat zugunsten der 
Steuerpflichtigen entschieden, dass eine 
Gutschrift, die nicht über eine Leistung eines 
Unternehmers ausgestellt ist, einer Rech-
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nung nicht gleichsteht und keine Steuer-
schuld (nach § 14c Abs. 2 UStG) begründen 
kann (BFH-Urteil vom 27.11.2019, V R 23/19, 
V R 62/17). Das Bundesfinanzministerium 
hat nun die Anwendung des Urteils bejaht, 
nimmt allerdings eine wichtige Differenzie-
rung vor (BMF-Schreiben vom 19.8.2021, III C 
2 -S 7283/19/10001 :002):

• Abrechnung an Nichtunternehmer: Nach 
der o.g. BFH-Entscheidung steht ein als Gut-
schrift verwendetes Abrechnungsdokument 
an einen Nichtunternehmer einer Rechnung 
nicht gleich. Dieses Abrechnungsdokument 
begründet daher keine Steuerschuld nach 
§ 14c Abs. 2 UStG. Ein Vorsteuerabzug aus 
diesem Abrechnungsdokument ist nicht 
möglich. 

• Abrechnung an Unternehmer über eine 
nicht erbrachte Leistung: Wird hingegen 
eine Gutschrift zwischen zwei Unternehmern 
über eine nicht erbrachte Leistung ausge-
stellt, steht dieses Abrechnungsdokument 
einer Rechnung gleich und kann eine Steu-
erschuld nach § 14c Abs. 2 UStG begründen. 
Das o.g. BFH-Urteil ist auf diese Fälle nicht 
anwendbar, da es nicht an der vom BFH als 
ausschlaggebend angesehenen Unterneh-
merstellung des Gutschriftempfängers man-
gelt. Ein Vorsteuerabzug aus einem solchen 
Abrechnungsdokument ist nicht möglich.

• Durch einen wirksamen Widerspruch 
des Gutschriftempfängers gegen eine ihm 
erteilte Gutschrift liegt ab dem Besteue-
rungszeitraum des wirksamen Widerspruchs 
kein Rechnungsdokument mehr vor. Dem 
Gutschriftaussteller liegt somit ab diesem 
Zeitpunkt keine Rechnung im Sinne des Um-
satzsteuergesetzes mehr vor, so dass kein 
Vorsteuerabzug mehr möglich ist. Allerdings 
führt ein wirksamer Widerspruch allein ge-
gen eine Gutschrift nicht zur Beseitigung 
der Steuergefährdung nach § 14c Abs. 2 
UStG. Auch in diesem Fall schuldet der Gut-
schrift-empfänger die ausgewiesene Steu-
er weiterhin nach § 14c Abs. 2 UStG, bis die 
Steuergefährdung beseitigt worden ist.

Praxistipp:
Das BMF teilt die Haltung der Recht-
sprechung, sieht in der „falschen“ 
Gutschrifterstellung an einen Un-
ternehmer aber weiterhin einen Fall 
des § 14c Abs. 2 UStG. Der insoweit 
geschuldete Steuerbetrag kann 
(nur) berichtigt werden, soweit die 
Gefährdung des Steueraufkommens 
beseitigt worden ist. Die Gefährdung 
des Steueraufkommens ist beseitigt, 
wenn ein Vorsteuerabzug beim Emp-
fänger der Rechnung nicht durch-
geführt oder die geltend gemachte 
Vorsteuer an die Finanzbehörde 
zurückgezahlt worden ist. 

Die Berichtigung des geschuldeten 
Steuerbetrags ist beim Finanzamt ge-
sondert schriftlich zu beantragen. Die 
Grundsätze des BMF-Schreibens sind 
in allen offenen Fällen anzuwenden.

Dienstwagen: Zuzahlungen können auf 
Nutzungsdauer zu verteilen sein

Die private Nutzung eines Dienst- bzw. 
Firmenwagens ist nach der so genannten 
Ein-Prozent-Regelung zu ermitteln, sofern 
der Arbeitnehmer kein Fahrtenbuch führt. 
Bereits seit einiger Zeit ist anerkannt, dass 
Zuzahlungen des Arbeitnehmers zu den An-
schaffungskosten des Kfz den zu versteu-
ernden geldwerten Vorteil mindern. Nach 
Auffassung der Finanzverwaltung erfolgt die 
Anrechnung zunächst im Jahr der Zahlung. 
Falls die Zuzahlung höher ist als der Nut-
zungswert, kann der übersteigende Betrag 
im folgenden Jahr und gegebenenfalls in 
nachfolgenden Jahren auf den steuerpflich-
tigen Nutzungswert angerechnet werden.
Doch der Bundesfinanzhof beurteilt dies zu-
mindest in bestimmten Fällen anders: Eine 
einmalige Zuzahlung zu den Anschaffungs-
kosten eines Firmenwagens ist - statt im 
Jahr der Zuzahlung und gegebenenfalls im 
Folgejahr - ratierlich auf eine vereinbarte 
Nutzungsdauer zu verteilen. So mindert sich 
der geldwerte Vorteil nicht sofort in einer 
Summe, sondern jeweils anteilig über die 
gesamte Nutzungsdauer des Kfz. Vorausset-
zung hierfür ist eine Vereinbarung zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber zur voraus-
sichtlichen Nutzungsdauer des Fahrzeugs 
und zur Verteilung der Zuzahlung (BFH-Be-
schluss vom 16.12.2020, VI R 19/18). In vielen 
Fällen werden die unterschiedlichen Auffas-
sungen zwischen BFH und Finanzverwaltung 
zwar nicht zu nennenswerten steuerlichen 
Auswirkungen führen. Im Einzelfall kann die 
Rechtsprechung aber durchaus vorteilhaft 
sein, etwa wenn der Arbeitslohn und mit ihm 
der persönliche Steuersatz in den Folgejah-
ren steigen und der geldwerte Vorteil daher 
- auch - in diesen Jahren gemindert werden 
soll.

Organschaft: Wichtige Anpassung von 
Gewinnabführungsverträgen in Altfällen

Im Bereich der Körperschaft- und Gewerbe-
steuer sind häufig so genannte Organschaf-
ten erwünscht. Dabei wird eine Tochter-
gesellschaft, die Organgesellschaft, in das 
Mutterunterunternehmen, den Organträger, 
in steuerlicher Hinsicht eingegliedert. Der 
Vorteil einer solchen Organschaft liegt darin, 
dass im Ergebnis mehrere Gesellschaften als 
einziges Steuersubjekt behandelt werden 
und Verluste im Organkreis ausgeglichen 
werden können. Während Organschaften im 
Bereich der Umsatzsteuer bereits durch die 
tatsächlichen Verhältnisse, das heißt durch 

die finanzielle, wirtschaftliche und organi-
satorische Eingliederung entstehen können, 
bedarf es für ertragsteuerliche Zwecke ne-
ben einer finanziellen Eingliederung auch 
eines Gewinn- bzw. Ergebnisabführungsver-
trages. Der Gewinnabführungsvertrag muss 
auf mindestens fünf Jahre abgeschlossen 
und während seiner gesamten Geltungsdau-
er durchgeführt werden.

Bezüglich der Gewinnabführungsverträge 
hat der Bundesfinanzhof bereits vor länge-
rer Zeit eine wichtige Entscheidung gefällt: 
Danach muss die Verlustübernahme durch 
einen Verweis auf die Vorschriften des § 302 
AktG in seiner jeweils gültigen Fassung - so 
genannter dynamischer Verweis - vereinbart 
werden. Für Altverträge, die noch einen so 
genannten statischen Verweis enthalten, 
hat das Bundesfinanzministerium eine Über-
gangsregelung bis zum 31.12.2021 erlassen. 
Doch diese läuft nun ab, so dass in entspre-
chenden Fällen dringender Handlungsbedarf 
besteht (BMF-Schreiben vom 24.3.2021, BStBl 
2021 I S. 379). Im Einzelnen:

• Nach aktueller Rechtslage muss die Verlus-
tübernahme durch Verweis auf die Vorschrif-
ten des § 302 AktG in seiner jeweils gültigen 
Fassung (dynamischer Verweis) gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 KStG vereinbart werden.

• Für vor dem 27.2.2013 abgeschlossene oder 
letztmalig geänderte Gewinnabführungs-
verträge, bei denen die Verlustübernahme 
durch einen statischen Verweis auf die Re-
gelung des § 302 AktG oder durch wörtliche 
Wiedergabe dieser Regelung vereinbart wor-
den ist, muss eine Anpassung der Altverträge 
zur Aufnahme des dynamischen Verweises 
nach § 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 KStG spätestens 
bis zum Ablauf des 31.12.2021 vorgenommen 
werden. Maßgebend sind die notarielle Be-
urkundung des Zustimmungsbeschlusses 
der Organgesellschaft und die Anmeldung 
der Änderung zur Eintragung ins Handels-
register. Eine Anpassung kann unterbleiben, 
wenn das Organschaftsverhältnis vor dem 
1.1.2022 beendet wird.

• Die Anpassung des Gewinnabführungs-
vertrages zur Aufnahme eines dynamischen 
Verweises auf § 302 AktG stellt keinen Neu-
abschluss des Vertrages dar und daher wird 
keine neue Mindestlaufzeit von fünf Jahren 
in Gang gesetzt.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Arbeitslohn: Ist die Zurverfügungstel-
lung eines Einsatzfahrzeugs 
steuerpflichtig?

Die Überlassung eines Einsatzfahrzeugs an 
den Leiter der Freiwilligen Feuerwehr führt 
nicht zu Arbeitslohn. Dies hat der Bundes-
finanzhof mit Beschluss vom 19.4.2021 (VI R 
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43/18) entschieden. Es ging um folgenden 
Sachverhalt: Eine Gemeinde hat eine Freiwil-
lige Feuerwehr eingerichtet. Zu deren Leiter 
hat sie einen ihrer Bediensteten ernannt. 
Dieser übt seine Tätigkeit ehrenamtlich aus 
und erhält dafür nur eine geringfügige Auf-
wandsentschädigung. Zur Sicherung seiner 
jederzeitigen Einsatzfähigkeit stellte die 
Gemeinde dem Leiter der Freiwilligen Feuer-
wehr ein typisches Einsatzfahrzeug rund um 
die Uhr zur Verfügung. Im Streitjahr absol-
vierte der Feuerwehrleiter mit dem Fahrzeug 
160 Einsätze. 

Ungeachtet dieses erheblichen Einsatzes 
für Brandschutz- und Notfallzwecke sah das 
Finanzamt in der Überlassung des Einsatz-
fahrzeugs einen geldwerten Vorteil, der dem 
Leiter der Freiwilligen Feuerwehr im Rahmen 
seines Dienstverhältnisses bei der Gemein-
de zugeflossen und entsprechend als Lohn 
zu versteuern sei. Das Fahrzeug sei ihm, da 
es rund um die Uhr zur Verfügung gestan-
den habe, auch für Privatfahrten überlassen 
worden. Dieser Ansicht ist das Finanzgericht 
und ihm folgend der BFH entgegengetreten. 
Zwar liege regelmäßig Arbeitslohn vor, wenn 
der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer ein 
betriebliches Fahrzeug zur privaten Nut-
zung überlasse. Von einer Überlassung zur 
Privatnutzung könne im Streitfall jedoch 
keine Rede sein, da das Fahrzeug ganz of-
fensichtlich zur Sicherung der jederzeitigen 
Einsatzbereitschaft und damit aus Gründen 
der Gefahrenabwehr (Brandschutz, Hilfe-
schutz) überlassen worden sei. Die Nutzung 
des Einsatzfahrzeug auch für Privatfahrten 
stelle beim Leiter der Freiwilligen Feuerwehr 
keine zu Arbeitslohn führende private, son-
dern eine auf der ständigen Einsatzbereit-
schaft gründende, (feuerwehr-)funktionale 
Verwendung des Fahrzeugs dar.

Praxistipp:
In dem Urteilsfall ging es um den 
Leiter der Freiwilligen Feuerwehr und 
folglich um hoheitliche Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Einsatzbereit-
schaft. Es wird sich zeigen müssen, ob 
und inwieweit die Entscheidung auf 
andere Fälle übertragbar ist.

Immobilienbesitzer

Grunderwerbsteuer: 
Erschließungskosten gehören 
zur Bemessungsgrundlage

Für den Erwerb einer Immobilie verlangt 
der Staat Grunderwerbsteuer. Die Höhe der 
Grunderwerbsteuer bemisst sich zum einen 
nach dem jeweiligen Steuersatz und zum 
anderen nach dem Wert der Gegenleistung, 
üblicherweise also nach dem Kaufpreis. Was 
aber gilt, wenn bestimmte Erschließungs-

kosten zwar im Kaufpreis enthalten, aber 
noch nicht realisiert sind?

Nach Auffassung des Finanzgerichts Münster 
wird Grunderwerbsteuer auf den gesamten 
Kaufpreis mitsamt der vereinbarten Erschlie-
ßungskosten fällig, auch wenn die Erschlie-
ßungsleistungen erst noch zu erbringen 
sind (FG Münster vom 18.3.2021, 8 K 1438/19 
GrE). Allerdings wurde explizit die Revision 
zugelassen, die nunmehr auch vorliegt (Az.  
II R 9/21).

Der Sachverhalt: Die Kläger erwarben von 
einer Immobiliengesellschaft ein Grund-
stück. Im Kaufpreis enthalten waren bereits 
die Kosten für einen noch zu errichtenden 
Hauswasseranschluss in Höhe von 2.775 Euro 
und noch bei der Immobilienfirma anfallen-
de Erschließungskosten für das Grundstück 
in Höhe von rund 30.000 Euro. Das Finanz-
amt berücksichtigte auch diese Kosten und 
setzte auf den gesamten Kaufpreis Grun-
derwerbsteuer fest, während die Kläger der 
Ansicht sind, sie hätten ein unerschlossenes 
Grundstück gekauft, sodass die Kosten für 
die Erschließung und den Hauswasseran-
schluss nicht der Grunderwerbsteuer unter-
lägen. Das Finanzgericht hat die Auffassung 
des Finanzamtes bestätigt und die noch zu 
erbringenden Erschließungskosten in die 
Grunderwerbsteuer einbezogen. 

Alle Leistungen, die gemäß den vertragli-
chen Vereinbarungen für den Kauf erbracht 
werden, seien grunderwerbsteuerpflichtig. 
Ist das Grundstück im Zeitpunkt des Ab-
schlusses des Grundstückskaufvertrages 
noch nicht erschlossen, aber der Verkäufer 
verpflichtet sich, das Grundstück dem Erwer-
ber in erschlossenem Zustand zu verschaf-
fen, so ist das Grundstück in diesem Zustand 
Gegenstand des Erwerbsvorgangs.

Praxistipp:
Wie erwähnt wurde Revision beim 
Bundesfinanzhof eingelegt. In der Sa-
che ähnliche Revisionen sind zudem 
unter den Az. II R 31/20 und II R 32/20 
anhängig.

Mietwohnungsneubau: Befristete 
Sonderabschreibung nach § 7b EStG 
läuft aus

Um den Bau von neuen Mietwohnungen im 
unteren und mittleren Mietpreissegment zu 
fördern, hatte der Gesetzgeber im Jahre 2019 
eine neue befristete Sonderabschreibung 
nach § 7b EStG beschlossen. Diese beträgt im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung sowie 
in den folgenden drei Jahren jeweils 5 Pro-
zent der Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten bis 2.000 Euro je qm Wohnfläche. Be-
günstigt sind nur Gebäude, deren Baukosten 
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nicht höher als 3.000 Euro pro Quadratmeter 
Wohnfläche sind. Die geförderte Immobilie 
muss mindestens zehn Jahre lang vermietet 
werden. 

Für die Sonderabschreibung ist der Stichtag 
31.12.2021 zu beachten. Das bedeutet: Be-
günstigt sind nur Investitionen, für die ein 
Bauantrag zwischen dem 1.9.2018 und dem 
31.12.2021 gestellt wird. Sofern ein Bauantrag 
nicht erforderlich ist, muss die Bauanzeige 
bis zum 31.12.2021 erfolgen. Für Mietwohnun-
gen, die nach den baurechtlichen Vorschrif-
ten ohne Bauantrag bzw. Bauanzeige errich-
tet werden können, kann hinsichtlich des 
genannten Zeitraums auf den Zeitpunkt des 
Beginns der Bauausführung abgestellt wer-
den (BMF-Schreiben vom 21.9.2021, IV C 3 - S 
2197/19/10009 :009). Für die Inanspruchnah-
me der Sonderabschreibung kommt es nicht 
auf den Zeitpunkt der Fertigstellung an. 
Die Sonderabschreibungen können damit 
auch dann in Anspruch genommen werden, 
wenn die Fertigstellung nach dem 31.12.2021 
erfolgt. Allerdings kann die Sonderabschrei-
bung erstmals im Jahr der Fertigstellung 
bzw. Anschaffung erfolgen. Zudem ist die 
Inanspruchnahme der Sonderabschreibung 
letztmalig im Jahr 2026 möglich.

Rentner und Pensionäre

Beamtenversorgung: Sterbegeld 
ist nicht steuerfrei

Beim Tod von Beamten bzw. Ruhestands-
beamten (Pensionären) erhalten der über-
lebende Ehegatte und die Kinder ein Ster-
begeld. Aktuell hat der Bundesfinanzhof 
entschieden, dass das pauschale Sterbegeld 
aus der Beamtenversorgung, das nach den 
Dienstbezügen bzw. dem Ruhegehalt des 
Verstorbenen bemessen ist, nicht nach § 
3 Nr. 11 EStG steuerfrei ist. Es handelt sich 
um einen Versorgungsbezug gemäß § 19 Abs. 
2 Satz 2 Nr. 1 Buchst. a EStG und damit um 
steuerpflichtige Einnahmen aus nichtselbst-
ständiger Arbeit. Unerheblich ist dabei, dass 
es sich um einen einmaligen Bezug handelt 
(BFH-Urteil vom 19.4.2021, VI R 8/19). 

Der Sachverhalt: In 2018 verstarb die Mut-
ter von A, welche Ruhestandsbeamtin war. 
A erhielt als einziger Abkömmling ein Ster-
begeld in Höhe der doppelten Bruttobezüge 
des Sterbemonats. Die Auszahlung erfolgte 
nach Abzug von Lohnsteuer und Solidari-
tätszuschlag. Das Finanzamt sah das Ster-
begeld als steuerpflichtige Einnahmen an 
und erhöhte die Einkünfte aus nichtselbst-
ständiger Arbeit um den Bruttobetrag des 
Sterbegeldes. Zugleich gewährte es einen 
Freibetrag für Versorgungsbezüge sowie den 
Werbungskosten-Pauschbetrag und rech-
nete die einbehaltenen Abzugsbeträge an. 
Das Finanzgericht war zwar der Ansicht, die 
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Zahlung des Sterbegeldes sei nach § 3 Nr. 
11 EStG steuerfrei. Doch nach Auffassung 
des BFH rechtfertigen die Voraussetzungen, 
unter denen ein Anspruch auf pauschales 
Sterbegeld entsteht, keine Einbeziehung in 
die Befreiungsvorschrift des § 3 Nr. 11 EStG.

Alle Steuerzahler

Corona-Rückholaktion: Steuerlicher 
Abzug der Kosten wird abgelehnt

Viele deutsche Bürger, die ihren Urlaub im 
Frühjahr 2020 im Ausland verbrachten, sind 
nach Ausbruch der Corona-Pandemie per 
Flugzeug nach Deutschland zurückgeholt 
worden. Bei vielen geschah dies durch Ma-
schinen, die vom Auswärtigen Amt gechar-
tert wurden. Im Anschluss haben die zu-
rückgeholten Reisenden Rechnungen des 
Auswärtigen Amtes über Kostenbeteiligun-
gen erhalten. Rechtliche Grundlage ist das 
Konsulargesetz. 

Die Finanzverwaltung will den Abzug der 
Kosten als außergewöhnliche Belastung ab-
lehnen. Die Kostenbeteiligung nach § 6 Kon-
sulargesetz sei nicht abziehbar, weil sie bei 
Urlaubsreisen nicht zwangsläufig entstan-
den sei. Letztlich sei die Urlaubsreise nicht 
notwendig gewesen. Die Notwendigkeit sei 
aber Voraussetzung für den Abzug von au-
ßergewöhnlichen Belastungen (§ 33 Abs. 2 
EStG). Die Haltung der Finanzverwaltung ist 
- soweit ersichtlich - bundeseinheitlich ab-
gestimmt.

Praxistipp:
Ein älteres Urteil des Niedersäch-
sischen Finanzgerichts scheint die 
Auffassung der Finanzverwaltung zu 
stützen (Urteil 16.9.1993, II 430/91). 

Praxistipp:
Ob es allerdings auf die aktuellen 
Fälle der Corona-Rückholaktion 
übertragbar ist, werden wohl wiede-
rum die Finanzgerichte entscheiden 
müssen. Der Vollständigkeit halber 
sei darauf hingewiesen, dass bei 
Rückholungen im Anschluss an 
berufliche oder geschäftliche Reisen 
ein Abzug der Kostenbeteiligung als 
Werbungskosten oder Betriebsausga-
ben infrage kommt.

Nebentätigkeit: Steuerliche Erleichte-
rungen für Helfer in Impfzentren

Freiwillige Helferinnen und Helfer in Impf-
zentren können von der so genannten 
Übungsleiter- oder von der Ehrenamtspau-
schale profitieren, wonach Vergütungen für 
bestimmte Tätigkeiten bis zu einem festge-
legten Betrag steuerfrei sind. Dies hat die 
Finanzverwaltung bereits im Februar 2021 
bestimmt.

Nun ist darauf hinzuweisen, dass die Er-
leichterungen auch gelten, wenn das Impf-
zentrum von einem privaten Dienstleister 
betrieben wird oder die Helferinnen und 
Helfer in den Zentralen Impfzentren und 
den Kreisimpfzentren über einen privaten 
Personaldienstleister angestellt sind (Quel-
le: Finanzministerium Baden-Württemberg, 
Pressemitteilung vom 20.8.2021).

• Nach den steuerlichen Vorschriften ist es 
für die Übungsleiter- und die Ehrenamts-
pauschale eigentlich notwendig, dass die 
freiwillig Tätigen über einen gemeinnützigen 
oder öffentlichen Arbeitgeber -  das Land 
oder eine Kommune - angestellt sind, damit 
die Pauschalen greifen können. Allerdings ist 
die Struktur der in kürzester Zeit eingerich-

teten Impfzentren sehr unterschiedlich aus-
gestaltet, nicht alle Impfzentren werden zum 
Beispiel direkt von einer Kommune, dem 
Land oder einer gemeinnützigen Einrichtung 
betrieben. 

• Nach der Abstimmung zwischen Bund und 
Ländern gilt für all diejenigen, die direkt an 
der Impfung beteiligt sind - also in Aufklä-
rungsgesprächen oder beim Impfen selbst 
- die Übungsleiterpauschale. Diese Regelung 
gilt für Einnahmen in den Jahren 2020 und 
2021. Die Übungsleiterpauschale lag 2020 
bei 2.400 Euro, 2021 wurde sie auf 3.000 Euro 
jährlich erhöht. Bis zu dieser Höhe bleiben 
Einnahmen für eine freiwillige Tätigkeit steu-
erfrei.

• Wer sich wiederum in der Verwaltung und 
der Organisation von Impfzentren engagiert, 
kann die Ehrenamtspauschale in Anspruch 
nehmen. Für das Jahr 2020 betrug sie bis 
zu 720 Euro, seit 2021 sind bis zu 840 Euro 
steuerfrei.

Sowohl Übungsleiter- als auch Ehrenamts-
pauschale greifen lediglich bei Vergütungen 
aus nebenberuflichen Tätigkeiten. Dies ist 
in der Regel der Fall, wenn sie im Jahr nicht 
mehr als ein Drittel der Arbeitszeit einer ver-
gleichbaren Vollzeitstelle in Anspruch neh-
men. Dabei können auch solche Helferinnen 
und Helfer nebenberuflich tätig sein, die kei-
nen Hauptberuf ausüben, etwa Studentin-
nen und Studenten oder Rentnerinnen und 
Rentner. Die Übungsleiterpauschale und die 
Ehrenamtspauschale sind Jahresbeträge, die 
einmal pro Kalenderjahr gewährt werden. 
Bei verschiedenen begünstigten Tätigkeiten 
werden die Einnahmen zusammengerech-
net.
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